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Hintergrund und Zielsetzung 

1 Hintergrund und Zielsetzung 

Die Professur Infrastrukturwirtschaft und -management (IWM) der Bauhaus-Universität Weimar 

hat uns im Rahmen des vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) geför-

derten Forschungsvorhabens „Elektrischer Straßengüterverkehr mit Oberleitungen und Batte-

rien: Rationalität, Kombinationen und Institutionendesign (Planung, Finanzierung, Organisation, 

Regulierung)“ (ESOB-RKI) damit beauftragt, bestimmte energiewirtschaftliche Fragestellungen 

zu bearbeiten. 

Im Rahmen eines zweitägigen Workshops am 16. und 17. September 2024 haben wir die zu be-

arbeitenden Fragestellungen im Detail erörtert. Hierbei haben wir eine Gliederung in folgende 

Themenfelder erarbeitet: 

▪ Netzanschlusskonzepte  

▪ Flexibilitäten und deren Nutzen 

▪ Abrechnungsmodell und Netzentgelte 

In dem vorliegenden Dokument stellen wir die Ergebnisse unserer Arbeiten dar.  

In Kap. 2 gehen wir bei der Bearbeitung der Fragen zu Netzanschlusskonzepten sowohl auf das 

Konzept des oberleitungsgebundenen Straßengüterverkehrs als auch auf ein rein batterieelekt-

risches Konzept ein. Dabei arbeiten wir Gemeinsamkeiten und Unterschiede beider Systeme im 

Vergleich heraus.  

Demgegenüber steht bei den in Kap. 3 dokumentierten Arbeiten zu Flexibilitäten und deren Nut-

zen das Oberleitungskonzept im Vordergrund. Bei rein batterieelektrischen Systemen sind keine 

wesentlichen Flexibilitäten vorhanden. Hier richten sich die Ladevorgänge und damit die Lade-

energiebedarfe entlang der Fernverkehrsachsen, auf denen Oberleitungskonzepte grundsätzlich 

eine Alternative sein können, nach den Pausenzeiten der Fahrer:innen der Lastkraftwagen (Lkw) 

und hierbei insbesondere nach den kurzen Pausen mit einer Dauer von vielfach nur 45 Minuten. 

Zeitliche Verschiebungen der Ladevorgänge sind hier nicht realistisch. Allenfalls durch stationäre 

Batteriespeicher am Ladestandort können gewisse Flexibilitäten geschaffen werden, um die 

Summenladebezüge der verschiedenen Ladepunkte eines Ladestandorts zu vergleichmäßigen.  

Die in Kap. 4 dokumentierten Arbeiten zum Abrechnungsmodell beziehen sich ausschließlich auf 

das Oberleitungskonzept. Abrechnungsmodelle für batterieelektrisches Laden existieren be-

reits; Durchleitungsmodelle sind derzeit in Entwicklung, hier aber kein Forschungsgegenstand. 

2 Netzanschlusskonzepte 

2.1 Megawatt-Ladesystem 

In Bild 2.1 sind wesentliche Elemente der Netzanschlüsse von Megawatt-Ladesystemen (MCS = 

Megawatt Charging System) dargestellt. In Deutschland wird derzeit angestrebt, solche Lade-

systeme entlang der Haupttransportachsen im Abstand einiger 10 Kilometer zu errichten. Auf-

grund des großen räumlichen Abstands der einzelnen Ladestandorte erhalten diese jeweils ei-

nen eigenen Anschluss an das Netz der allgemeinen Versorgung. 
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Bild 2.1 Netzanschlusskonzept von Megawatt-Ladesystemen 

Anschlussleistung und Anschlussnetzebene 

Jeder Standort verfügt über mehrere Ladepunkte mit jeweils 1 MW (perspektivisch ggf. auch 

mehr), so dass die Summe der Ladeleistungen an einem Ladestandort einige MW bis perspekti-

visch sogar einige 10 MW betragen kann.  

Die Gleichzeitigkeit der Nutzung der verschiedenen Ladepunkte an einem Ladestandort wird zu-

mindest zu einigen Tageszeiten an Werktagen sehr hoch und somit das Maximum der zeitglei-

chen Summenleistungsanforderung etwa so hoch wie die Summe der Nennladeleistungen der 

einzelnen Ladepunkte sein.  

Die Anschlussnetzebene richtet sich nach der Summe der zeitgleichen Leistungsanforderungen 

aller Ladepunkte des jeweiligen Ladestandorts. Abhängig von den Eigenschaften des im Umfeld 

des jeweiligen Standorts vorhandenen Netzes der allgemeinen Versorgung erfolgt der Anschluss 

solcher Ladeleistungen per Direktanschluss an HS-/MS-Umspannwerke (HS = Hochspannung, 

MS = Mittelspannung), vereinzelt – insbesondere bei perspektivisch sehr vielen Ladepunkten an 

einem Standort – auch über eigene HS/MS-Transformatoren inklusive Schaltanlagen, also über 

eigene Umspannwerke direkt an Leitungen der Hochspannungsebene. 

Stationäre Batteriespeicher 

In Diskussion sind auch Konzepte, bei denen am Ladestandort stationäre Batteriespeicher zur 

Zwischenpufferung der Ladeenergie installiert werden, um die ggf. nur für vglw. kurze Zeiträume 

des Tages auftretenden hohen gleichzeitigen Leistungsbezüge zu verringern und somit die er-

forderliche Netzanschlusskapazität reduzieren zu können. Solche Konzepte sind nicht speziell 

auf MCS für Lkw beschränkt, sondern wurden in der jüngeren Vergangenheit u. a. auch für 

Schnelladesysteme von Pkw erörtert. Ob sich solche Batteriepuffer für den Betreiber des Lade-

parks lohnen, hängt davon ab, welche Bezugscharakteristik an den Ladepunkten zu erwarten ist 

und wie hoch die (eingesparten) Kosten des Netzanschlusses sind. 

Stationäre Batterien bieten zudem die Möglichkeit, einen Teil der netz- und/oder marktseitig 

nutzbaren Flexibilität, die das Oberleitungskonzept implizit mit sich bringt, auch im MCS-Kon-

zept verfügbar zu machen. (Weitere Ausführungen dazu finden sich in Kap. 3.) 

Netzausbaubedarf 

An den Ladestandorten ist in der Regel bereits ein Netzanschluss vorhanden, an unbewirtschaf-

teten Rastplätzen zumindest für die Parkplatzbeleuchtung und etwaige WC-Anlagen und an be-

wirtschafteten Rastplätzen zur Versorgung der Tank- und Rasteinrichtungen. Die Errichtung von 

MCS führt in aller Regel allerdings dazu, dass der Netzanschluss und auch das vorhandene Netz 

der allgemeinen Versorgung im räumlichen Umfeld des jeweiligen Standorts ausgebaut werden 

müssen, da die Leistungsanforderungen der heutigen Verbrauchseinrichtungen erheblich nied-

riger sind als die der MCS. Zu beachten ist allerdings, dass der derzeit stattfindende Ausbau der 

Schnellladeinfrastruktur für Pkw ebenfalls mit erheblichen Leistungsanforderungen verbunden 
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ist und allein deshalb bereits häufig ein Ausbau der Netzanschlüsse und des vorgelagerten Net-

zes erforderlich ist. Wenn Netzanschlüsse und Netzausbau in solchen Fällen so dimensioniert 

werden, dass auch die Leistungsbedarfe für E-Lkw gedeckt werden kann, entstehen zwar ge-

wisse Zusatzkosten, jedoch zumindest an Park-/Rastplätzen, an denen Ladeinfrastruktur für Lkw 

und Pkw geschaffen wird, in der Regel kein grundsätzlich neuer Ausbaubedarf. Der Vorgang des 

Ausbaus von Netzanschluss und vorgelagertem Netz kann und sollte in solchen Fällen gebündelt 

werden, so dass die Netzbetriebsmittel dann „nur“ höher dimensioniert werden müssen, was 

wesentlich kostengünstiger ist als zeitversetzt zweimal auszubauen. Insofern ist es sinnvoll, die 

Standorte für MCS für Lkw und Schnelladeinfrastruktur für Pkw an den jeweils gleichen Park-

/Rastplätzen vorzusehen, um damit dafür zu sorgen, dass durch die MCS nicht an weiteren 

Standorten Netzausbaubedarf verursacht wird. Zudem sollten die jeweils verantwortlichen VNB 

bei der Netzausbauplanung bereits den langfristig zu erwartenden Gesamtleistungsbedarf, also 

die Summe aus (zeitgleichen) Ladeleistungen der Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur berücksichti-

gen. Für ein solches Vorgehen ist mit der Erstellung der sogenannten Regionalszenarien, die 

dazu dienen, die langfristigen Leistungsbedarfe zu prognostizieren und den darauf aufsetzenden 

sogenannten Netzausbauplänen ein für VNB verpflichtender Prozess (siehe Abschnitt 2.3) etab-

liert worden. 

Kostentragung 

Der Betreiber des Ladeparks zahlt bei der Errichtung des Netzanschlusses einmalig einen Bau-

kostenzuschuss (BKZ) und laufend Netzentgelte zur Abgeltung der Gebühren für die Nutzung 

des Netzes der allg. Versorgung. Zudem fallen beim Betreiber des Ladeparks natürlich Kosten 

für die eigentliche Ladeinfrastruktur an. (Weitergehende Ausführungen zu BKZ und Netzentgel-

ten finden sich in Kap. 4.) 

Ob die Anschlussleitung zwischen der eigentlichen Ladeinfrastruktur und dem Verknüpfungs-

punkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung im Eigentum des Standortbetreibers oder des 

Verteilnetzbetreibers (VNB) liegt, der für das örtliche Netz der allgemeinen Versorgung verant-

wortlich ist, hängt maßgeblich davon ab, ob über die Anschlussleitung noch weitere Netznutzer 

versorgt werden, z. B. etwaige Tank- und Rastanlagen und/oder weiterer Ladeinfrastrukturbe-

treiber. 

In den meisten Fällen wird Letzteres der Fall sein. Kosten von Anschlussleitungen, die der Ver-

sorgung mehrerer Netznutzer dienen, befinden sich im Eigentum des VNB. Die hiermit verbun-

denen Kosten, sowie die Kosten, die durch den Ausbau des Netzes der allgemeinen Versorgung 

entstehen, gehen in die regulären Netzkosten ein und werden über die Netzentgelte gedeckt 

und damit über alle Netznutzer der jeweiligen Netzebene im Versorgungsgebiet des verantwort-

lichen VNB sozialisiert. 

Wird die Anschlussleitung hingegen ausschließlich vom Ladeparkbetreiber genutzt, so besteht 

die Möglichkeit, dass dieser Eigentümer der Leitung ist und die hiermit verbundenen Kosten 

trägt. Dies kann für den Betreiber in den Fällen wirtschaftlich lohnend sein, in denen er auf diese 

Weise zum Netznutzer der nächsthöheren Netzebene wird, an der dann in der Regel geringere 

Netzentgelte erhoben werden. Alternativ kann die Anschlussleitung im Eigentum des VNB sein, 

der die Kosten hierfür trägt und der dann mit dem Ladeparkbetreiber ein individuelles Entgelt 

für die Nutzung der Anschlussleitung (sog. Entgelt für singulär genutzte Betriebsmittel) verein-

bart. 
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2.2 Oberleitungssystem 

In Bild 2.2 und Bild 2.3 sind wesentliche Elemente der Speisung und Netzanschlüsse von Ober-

leitungssystemen dargestellt. In Deutschland wurden in den letzten rund 10 Jahren mehrere 

Teststrecken errichtet. 

Anschlussleistung und Anschlussnetzebene 

Die Fahrdrähte der Oberleitungen werden im Abstand einiger weniger Kilometer über soge-

nannte Unterwerke gespeist. Die maximale Leistungsaufnahme eines Oberleitungs-Lkw (O-Lkw) 

beträgt derzeit einige hundert kW in Summe für Traktion und Laden. Die Nennleistung der Un-

terwerke in den bisherigen Teststrecken liegt ebenfalls im Bereich einiger hundert kW. Perspek-

tivisch wären entlang dicht befahrener Strecken auch Leistungen im Bereich niedriger einstelli-

ger Megawatt-Beträge denkbar. Die Unterwerke sind unmittelbar entlang der Oberleitungsstre-

cken zu errichten. Für die Speisung der Unterwerke und deren Anschluss an das Netz der allge-

meinen Versorgung sind zwei Varianten denkbar, die sich hinsichtlich der räumlichen Führung 

und der Eigentumsverhältnisse unterscheiden: 

Zwei Varianten für den Anschluss an das Netz der allgemeinen Versorgung 

Bei der in Bild 2.2 dargestellten Variante A errichtet und betreibt der Betreiber des Oberleitungs-

systems eigene Leitungen zur Speisung der einzelnen Unterwerke entlang der Autobahn. An 

zentraler Stelle erfolgt der Anschluss an das Netz der allgemeinen Versorgung. Die dort benö-

tigte zeitgleiche Summenleistung dürfte im Bereich hoher einstelliger MW bis perspektivisch 

auch einiger 10 MW liegen, und damit in der gleichen Größenordnung wie bei größeren MCS-

Standorten (siehe oben). Der zentrale Netzanschluss erfolgt dann als Direktanschluss an HS/MS-

Umspannwerke. Der Vorteil gegenüber MCS besteht darin, dass der Ort des zentralen Netzan-

schlusses anhand der räumlichen Lage des vorhandenen Netzes der allgemeinen Versorgung 

gewählt werden kann, d. h. idealerweise dort, wo bereits ein HS/MS-Umspannwerk in der Nähe 

vorhanden ist, um die erforderlichen Anschlussleitungen möglichst kurz zu halten und die Er-

richtung zusätzlicher Umspannwerke zu vermeiden. Ob die Erweiterung vorhandener Umspann-

werke ausreicht oder ein zusätzliches Umspannwerk zu errichten ist, hängt von den vorhanden 

Leistungs- und Platzreserven am vorhandenen Umspannwerk und ist hochgradig einzelfallspe-

zifisch. Deshalb ist es auch nicht seriös möglich, die Kosten solcher Anschlüsse allgemeingültig 

abzuschätzen. Die nachfolgend genannten Angaben zu derzeit typischen spezifischen Kostenan-

sätzen sollen es dennoch ermöglichen, einen Eindruck von der Größenordnung der entstehen-

den Kosten zu erlangen. Kosten für die Errichtung von Mittelspannungsleitungen sind in hohem 

Maße von den Bodenverhältnissen und den Anforderungen an die Versiegelung der Oberfläche 

(Pflaster, Teer, Erde/Gras) abhängig und liegen im ländlichen Raum, also dort, wo die hier erör-

terten Anschlusskonzepte typischerweise zu finden sein werden, im Bereich von 100-200 €/km. 

Der Anschluss an ein Umspannwerk liegt je nach Erfordernis für Erweiterungsmaßnahmen an 

dem betreffenden Werk im Bereich von 100-200 t€. Wird ein zusätzlicher HS/MS-Transformator 

erforderlich, so betragen die Kosten ca. 1 Mio. €, ist hingegen ein gänzlich neues Umspannwerk 

zu errichten, so liegen die Kosten bei einigen Mio. €.  

(Beim MCS richtet sich der Ort des Netzanschlusses hingegen primär nach dem Standort des 

Park-/Rastplatzes und nicht nach dem Netz. Ein Vergleich der Kosten für die Netzanschlüsse von 

MCS und Oberleitungssystem ist im Rahmen der hier angestellten grundsätzlichen konzeptio-

nellen Überlegungen nicht sinnvoll möglich. Hierfür wären umfangreiche Spezifizierungen erfor-

derlich, um zu definieren, was genau miteinander verglichen werden soll.) 
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Bild 2.2 Netzanschlusskonzept eines Oberleitungssystems – Variante A 

Grundsätzlich wäre es auch denkbar, dass nicht der Betreiber der Oberleitung, sondern der VNB 

die MS-Leitungen errichtet und betreibt. Dies hätte allerdings eine Reihe wirtschaftlicher Nach-

teile für den Betreiber der Oberleitung: Er müsste höhere Netzentgelte entrichten, da die An-

schluss-Netzebene dann in der MS-Ebene und nicht mehr in der HS/MS-Ebene liegt. Außerdem 

können die Netzentgelte auch deswegen höher liegen, weil dann unter Umständen das soge-

nannte Pooling nicht mehr zulässig ist. (Unter Pooling wird die mess- und abrechnungstechni-

sche Zusammenlegung räumlich naher vom selben Anschlussnehmer genutzter Entnahme-

punkte verstanden. Vorteile für den Anschlussnehmer entstehen dadurch, dass die Netzent-

gelte, konkret der Leistungspreis, auf die zeitgleiche maximale Summenbezugsleistung erhoben 

werden und nicht auf die Summe der Einzelmaxima der verschieden Anschlusspunkte.) Zudem 

kann der bei der Errichtung der Netzanschlüsse zu zahlende Baukostenzuschuss höher liegen, 

wenn die Summe der individuellen Anschlussleistungen an den einzelnen Unterwerke größer ist 

als die Anschlussleistung am zentralen Anschlussunkt. 

Bei der in Bild 2.3 dargestellten Variante B werden die einzelnen Unterwerke jeweils über eine 

separate Leitung an das Netz der allgemeinen Versorgung angeschlossen. Wie eingangs er-

wähnt, dürfte die maximale Bezugsleistung an den einzelnen Unterwerken im Bereich einiger 

100 kW bis niedriger einstelliger MW liegen, so dass der Netzanschluss in der Regel an Leitungen 

der MS-Ebene erfolgen kann; Direktanschlüsse an HS/MS-Umspannwerke werden allenfalls in 

Ausnahmefällen erforderlich sein. 

Die Summe der Länge der einzelnen Anschlussleitungen wird in der Regel deutlich größer sein 

als die der zentralen Anschlussleitung in Variante A, dafür werden in Variante B allerdings keine 

eigenen MS-Leitungen entlang der Oberleitungsstrecke benötigt. Welche der beiden Varianten 

günstiger ist, ist von den örtlichen Bedingungen abhängig, insbesondere von der geografischen 

Lage, also dem Abstand der Unterwerke zu vorhandenen MS-Leitungen bzw. HS/MS-Umspann-

werken. 
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Bild 2.3 Netzanschlusskonzept eines Oberleitungssystems – Variante B 

Auch hier wäre es grundsätzlich denkbar, dass die Eigentumsverhältnisse hinsichtlich der An-

schlussleitungen umgekehrt wären, also der Oberleitungsbetreiber auch Eigentümer der An-

schlussleitungen wäre. Dann wäre Variante B allerdings für den Betreiber des Oberleitungssys-

tems nachteilhaft ggü. Variante A. 

Netzausbaubedarf 

Je nach Vorhandensein etwaiger Reserven kann der Ausbau vorhandener HS/MS-Umspann-

werke bzw. vorhandener MS-Netze notwendig sein. Ob und in welchem Umfang dies der Fall ist, 

ist zwar stark vom Einzelfall abhängig, dennoch ist – grundsätzlich analog zur Situation bei MCS 

– davon auszugehen, dass das vorhandene Netz der allgemeinen Versorgung im räumlichen Um-

feld der Anschlüsse des Oberleitungssystems ausgebaut werden muss. Dies gilt insbesondere 

dann, wenn perspektivisch von hohen O-Lkw-Anteilen und damit hohen Nutzungsumfängen mit 

entsprechend hohen Leistungsanforderungen auszugehen ist. 

Bei Oberleitungen gibt es anders als bei Ladepunkten, an denen ja jeweils nur ein Fahrzeug laden 

kann, keine eindeutig definierte Obergrenze für die Zahl der ladenden Fahrzeuge; vielmehr 

hängt das von der Verkehrssituation und den Ladebedürfnissen ab. Anders als bei MCS, bei de-

nen die Auslegung des Netzanschlusses so erfolgen sollte, dass (nahezu) alle Ladepunkte an ei-

nem Ladestandort zeitgleich mit Nennleistung genutzt werden können, erscheint es deshalb für 

die Dimensionierung der Netzanschlüsse von Oberleitungssystemen kaum sinnvoll, auf die ma-

ximal denkbare zeitgleiche Nutzung abzustellen. Eine solche Extremsituation bestünde darin, 

dass in einer Stausituation die O-Lkw im Abstand von vielleicht nicht mehr als 25 Metern stehen, 

jedoch alle zeitgleich ihre Batterien mit maximaler Leistung laden, so dass sich zeitgleiche Leis-

tungsanforderungen an den einzelnen Unterwerken im Bereich mehrerer 10 MW ergeben könn-

ten. Um die Frage zu beantworten, auf welche Leistung die Dimensionierung der Fahrdrähte, 

der Unterwerke und deren Netzanschluss ausgelegt werden sollte, sind zunächst Analysen auf 

Basis von Verkehrsdaten dazu erforderlich, mit welcher Wahrscheinlichkeit (bei angenommen 

perspektivisch hohen O-Lkw-Anteilen) wie viele O-Lkw zeitgleich in einem Oberleitungsabschnitt 

unterwegs sein können und welche Bezugsleistungen (für Traktion und Batterieladung) in 

Summe jeweils angefordert werden. Um abzusichern, dass in Extremsituationen Überlastungen 

im Oberleitungssystem einschließlich Netzanschlüssen auftreten, ist es erforderlich, ein System 

zur Überwachung und zum geeigneten Engpassmanagement zu etablieren, mit dem gezielt in 

Engpasssituationen die Bezugsleistung der einzelnen Fahrzeuge reduziert werden kann. Hierfür 

ist eine Kommunikation zwischen einem zentralen Steuerungssystem beim Betreiber des 
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Oberleitungssystems und den einzelnen O-Lkw erforderlich, da eine Steuerung der Ladeleistung 

jeweils im einzelnen Fahrzeug erfolgen muss. 

Kostentragung 

Anders als bei den Anschlussleitungen für MCS ist bei Oberleitungssystemen von einer exklusi-

ven Nutzung der Anschlussleitungen durch den jeweiligen Betreiber der Oberleitungssystems 

auszugehen. Insofern dürften die Anschlussleitungen in den allermeisten Fällen im Eigentum des 

Oberleitungssystem-Betreibers liegen, so dass die damit verbundenen Kosten zu seinen Lasten 

gehen. Die Kosten für den Ausbau des Netzes der allgemeinen Versorgung gehen – wie bereits 

oben erwähnt – in die regulären Netzkosten ein und werden über die Netzentgelte gedeckt und 

damit über alle Netznutzer der jeweiligen Netzebene im Versorgungsgebiet des verantwortli-

chen VNB sozialisiert. 

Der Betreiber zahlt also analog zur Situation bei MCS bei der Errichtung des Netzanschlusses 

(Variante A) oder der Netzanschlüsse (Variante B) einmalig einen oder mehrere Baukostenzu-

schüsse (BKZ) und laufend Netzentgelte zur Abgeltung der Gebühren für die Nutzung des Netzes 

der allgemeinen Versorgung. Zudem fallen beim Betreiber der Oberleitung Kosten für die ei-

gentliche Oberleitungsinfrastruktur einschließlich Unterwerken und für die Anschlussleitungen 

an das Netz der allgemeinen Versorgung an. (Weitergehende Ausführungen zu BKZ und Netz-

entgelten wie auch zu möglichen Abrechnungsmodellen, über die sowohl die Netznutzungskos-

ten als auch die Nutzung der Oberleitungsinfrastruktur abgerechnet wird, finden sich in Kap. 4.) 

2.3 Vorausschauende Netzplanung und Netzausbau durch VNB 

Die Auslegung der Netze der allgemeinen Versorgung erfolgte in der Vergangenheit meist so, 

dass die Netze den jeweils aktuell absehbaren Anforderungen der Verbraucher und Einspeiser 

genügten. Aktuell absehbar meint in diesem Zusammenhang die jeweils vorhandene Last- und 

Einspeisesituation einschließlich einem wenige Jahre in Zukunft reichenden Blick auf absehbare 

Änderungen. Netzausbau erfolgte in der Regel anlassbezogen, das heißt, wenn eine konkrete 

Netzneuanschluss- oder Leistungserhöhung angefragt wurde, die dazu geführt hat, dass die Ka-

pazität der vorhanden Netzbetriebsmittel erschöpft war, wurde der jeweils betroffene Netzbe-

reich ausgebaut. 

Im Sommer 2022 wurden die Vorschriften des § 14d EnWG derart geändert, dass VNB seitdem 

gesetzlich zu einer vorausschauenden Netzplanung verpflichtet sind, die die Erstellung von so-

genannten Regionalszenarien und darauf aufsetzenden Netzausbauplänen umfasst. Diese sind 

alle zwei Jahre zu aktualisieren. Ziel des so adressierten vorausschauenden Netzausbaus ist es, 

Netzengpässe zu vermeiden, die dazu führen würden, dass die Umstellung der Stromerzeugung 

auf Erneuerbare Energie und/oder die Umstellung der Verbrauchssektoren auf treibhausgas-

neutrale Technologien (E-Mobilität, strombasierte Wärmeerzeugung, strombasierte Indust-

rieprozesse) aufgrund ebensolcher Netzengpässen verzögert werden. Mit Blick auf das vorlie-

gende Forschungsprojekt zielt diese Anforderung auch darauf ab, zu einem zeit- und bedarfsge-

rechten Ausbau der Stromnetze für Lkw-Ladeinfrastruktur und etwaige Oberleitungssysteme 

beizutragen.  

In die Regionalszenarioerstellung sollen alle verfügbaren Informationen eingehen, aus denen 

die künftigen Anforderungen an die Stromnetze abgeschätzt werden können. Insofern es wich-

tig, dass den VNB geplante Lkw-Ladeinfrastruktur und/oder Oberleitungssysteme bekannt sind. 

Eine koordinierte Planung einschließlich verbindlicher und möglichst frühzeitiger Festlegung der 

Standorte ist von hoher Relevanz, um einen zeitgerechten und kostengünstigen Netzausbau zu 
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ermöglichen. (Aktivitäten wie die der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur zielen u. a. hierauf 

ab.) Dabei sollten insbesondere auch Angaben zu dem langfristig erwarteten Leistungsbedarf 

vorliegen, auch wenn in der oder den ersten Ausbaustufen der Ladeparks oder Oberleitungssys-

teme zunächst geringere Leistungen benötigt werden. Grund hierfür ist, dass ein stufenweiser 

Ausbau der Netze in der Regel wirtschaftlich nicht sinnvoll ist. Beispiel: Wenn zu erwarten ist, 

dass an einem bestimmten Standort langfristig Leistungsbedarfe im Bereich einiger 10 MW zu 

erwarten sind, was ein eigenes HS/MS-Umspannwerk erfordert, sollte die Netzausbauplanung 

von Anfang an auch auf diesen Langfristbedarf ausgerichtet sein und nicht auf eine evtl. erste 

Ausbaustufe von nur einigen MW beschränkt sein. Obwohl MS-Leitungen um Faktoren günstiger 

sind als HS-Leitungen, macht es vielfach dennoch gesamtwirtschaftlich keinen Sinn, zunächst ein 

oder zwei MS-Leitungen zu einem ggf. weit entfernten vorhandenen Umspannwerk zu errichten, 

wenn einige Jahre später der Leistungsbedarf so hoch ist, dass dann ein eigenes Umspannwerk 

mit entsprechendem HS-Anschluss zu errichten wäre. Im Einzelfall kann ein schrittweiser Netz-

ausbau dennoch sinnvoll sein, und zwar dort, wo die vorhandenen Netze Kapazitätsreserven 

aufweisen und die Versorgung des betreffenden Ladeparks oder Oberleitungssystems in deren 

jeweils erster Ausbaustufe mit vglw. geringen Netzverstärkungen sichergestellt werden kann. 

Allgemeingültige Aussagen dazu, wann ein schrittweiser Netzausbau sinnvoll und wann ein un-

mittelbar auf den langfristigen Bedarf ausgerichteter Ausbau sinnvoll wäre, sind nicht möglich, 

da die jeweils wirtschaftlichste Lösung in hohem Maße von dem lokalen Netz-, Erzeugungs- und 

Lastbedingungen abhängig ist. 

Die Relevanz einer vorausschauenden Netzplanung ist insbesondere dort hoch, wo der Zeitbe-

darf für Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie den eigentlich Bau hoch sind, wo also 

zwischen konkreter Bedarfserkennung (z. B. geplante Errichtung eines Lkw-Ladeparks und/oder 

eines Oberleitungsanschlusses) und der gewünschten Inbetriebnahme weniger Zeit vergeht, als 

für den ggf. erforderlichen Netzausbau benötigt wird. Der Zeitbedarf für Netzausbau ist von der 

oder den betroffenen Netzebene(n) abhängig. Ausbauten in der NS- und MS-Ebene sind meist 

innerhalb von 1-2 Jahren möglich, aktuell aufgrund von hohen Lieferzeiten einiger Komponen-

ten (v. a. Transformatoren) evtl. auch etwas länger. Für Ausbaumaßnahmen in der HS-Ebene, 

bei der neue Leitungstrassen und/oder neue HS/MS-Umspannwerke oder gar neue Anbindun-

gen an das vorgelagerte Höchstspannungsnetz (Übertragungsnetz) erforderlich sind, kann der 

Zeitbedarf in der Größenordnung von 10 Jahren, vereinzelt auch darüber liegen. Mit Blick auf 

den Forschungsgegenstand ist v .a. der Ausbau von HS/MS-Umspannwerken und der vorgela-

gerter HS-Ebene relevant. Hier ist eine frühzeitige Bedarfserkennung und darauf ausgerichtete 

Netzplanung besonders wichtig, um die erforderlichen Plan-/Genehmigungsprozesse rechtzeitig 

angehen zu können, so dass der Netzausbau zeitgerecht erfolgen kann. Anforderungen an die 

räumliche Auflösung der Bedarfsermittlung (s. o.) ergeben sich also v. a. aus Sicht der für den 

Ausbau von HS-Leitungen und HS/MS-Umspannwerken relevanten räumlichen Granularität. 

Konkret bedeutet dies, dass bei der Bedarfserkennung der Ort der erforderlichen Netzan-

schlüsse mit einer Genauigkeit von ca. 10-20 Kilometern bestimmt werden sollte. Bezogen auf 

die Ladeinfrastruktur entlang von Autobahnen ist es also erforderlich, festzulegen, an welchem 

Rastplatz wieviel Leistungsbedarf zu erwarten ist bzw. bei Oberleitungssystemen mit einer Ge-

nauigkeit bezogen auf Streckenabschnitte von etwa 10-20 Kilometern. 
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3 Flexibilitäten und deren Nutzen 

3.1 Flexibilitäten 

Der Netzanschluss für MCS sollte so dimensioniert werden, dass an allen Ladepunkten am je-

weiligen Ladestandort zeitgleich die jeweilige Nennleistung bezogen werden kann. Es erscheint 

gesamtwirtschaftlich nicht sinnvoll, die Aufenthaltszeiten der E-Lkw über die Dauer der minimal 

erforderlichen Ladezeiten bzw. Pausenzeiten hinaus auszudehnen. Hierbei sind insbesondere 

die vglw. kurzen Pausen von 45 Minuten entscheidend. Zudem würden etwaige Leistungseng-

pässe an Ladestandorten, die ein Drosseln der Ladeleistung erfordern würden, die Akzeptanz 

und den angestrebten zügigen Hochlauf der E-Mobilität behindern. Insofern bestehen hinsicht-

lich Zeitpunkt und Höhe der Bezugsleistungen an MCS voraussichtlich keine nennenswerten Fle-

xibilitäten. 

Allenfalls mit Blick auf die Dimensionierung des Netzanschlusses können Konzepte, bei denen 

stationäre Batteriespeicher am Ladestandort errichtet werden, ggf. dazu führen, dass die maxi-

male Summenbezugsleistung am Netzanschluss unterhalb der Summenleistung der einzelnen 

Ladepunkte liegt (siehe Abschnitt 2.1). Solche Speicher ermöglichen eine zeitliche Entkopplung 

der Ladevorgänge von den Leistungsbezügen aus dem vorgelagerten Netz. Der Umfang dieser 

Flexibilitäten ist offensichtlich vom Verhältnis der Kapazität etwaiger stationärer Batteriespei-

cher in Relation zum Umfang der Ladeenergieanforderungen am jeweiligen Standort abhängig. 

Insbesondere an Standorten, an denen die Phasen, in denen zeitgleich die gesamte Ladeleistung 

an allen Ladepunkten abgerufen wird, vergleichsweise kurz sind, können solche Konzepte für 

den Betreiber des Ladeparks wirtschaftlich lohnend sein. Volkswirtschaftlich ist es bislang güns-

tiger, das Netz auf die maximalen Leistungsanforderungen auszulegen. Batterien nur deshalb zu 

errichten, um dadurch Netzausbau zu sparen, ist in den meisten Fällen gesamtwirtschaftlich 

nachteilhaft. (Wenn hingegen die Batteriepreise weiter so fallen wie in letzter Zeit und anderer-

seits die Kosten für Netz-Betriebsmittel weiter steigen, ist denkbar, dass Batteriespeicher im 

gewissen Konstellationen zur Spitzenlastpufferung auch volkswirtschaftlich günstiger sein kön-

nen als die Netze auf den Spitzenlastbezug auszulegen. 

O-Lkw verfügen auch über on-board-Batterien, nicht zuletzt, um Wege außerhalb von Oberlei-

tungsstrecken zurücklegen zu können. Insofern können bei Fahrten entlang von Oberleitungs-

strecken die über den Pantographen bezogenen Leistungen von der momentan benötigten Trak-

tionsleistung einschließlich etwaiger Kühl- oder Heizleistungsanforderungen abweichen. Die Be-

zugsleistung liegt höher, wenn zeitgleich die Batterien geladen werden, die Bezugsleistung kann 

aber auch niedriger liegen, wenn ein Teil der Traktionsleistung aus der on-board-Batterie bezo-

gen wird. Hierdurch entsteht Flexibilität hinsichtlich des Ladeverhaltens, deren Umfang von der 

Größe der on-board-Batterien in Relation zum spezifischen Verbrauch und zur verbleibenden 

Fahrstrecke zum nächsten Oberleitungsabschnitt oder Ladepunkt abhängt.  

3.2 Nutzungsmöglichkeiten 

Die bestehenden Flexibilitäten können bei verschiedenen Akteuren bzw. an verschiedenen Stel-

len im System einen Nutzen entfalten: 

▪ Beim Betreiber des E- bzw. O-Lkw-Fuhrparks durch Optimierung der Strombezüge: 

▪ E-Lkw: Die Höhe der Netzentgelte, die Bestandteil des Gesamtpreises für die Ladeener-

gie sind, kann vom Ort und (perspektivisch) vom Zeitpunkt des Ladevorgangs abhängen. 
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Abhängig von der räumlichen Lage der Ladestandorte entlang der vorgesehenen Fahr-

strecke und den jeweiligen finanziellen Konditionen für den Bezug von Ladeenergie kön-

nen die Fuhrparkbetreiber eine optimale Ladestrategie festlegen. Hierdurch lassen sich 

die Kosten für den Bezug der benötigten Ladeenergie minimieren.  

▪ Bei O-Lkw kommt für den Fuhrparkbetreiber hinzu, dass er neben den finanziellen Kon-

ditionen an Ladepunkten entlang der Fahrstrecke auch die finanziellen Konditionen für 

Strombezüge über Oberleitungssysteme entlang der Fahrstrecke in seine Bezugsopti-

mierung einbeziehen kann. Insbesondere, wenn große Teile der Fahrzeiten entlang von 

Oberleitungsstrecken erfolgen, ergeben sich ggü. rein batterieelektrischen Lkw deutlich 

größere Flexibilitäten hinsichtlich des Zeitraums, zu dem die benötigte Energie bezogen 

wird. Hierdurch können sich ggü. einem rein batterieelektrischen System Vorteile erge-

ben, die sich in niedrigeren Bezugskosten ausdrücken. Der Umfang dieses Vorteils ist 

einerseits abhängig vom Ausmaß der zeitlichen Flexibilität und andererseits vom Aus-

maß, in dem die Höhe der Strompreise innerhalb der Fahrzeiten variiert. 

▪ Für das Stromerzeugungssystem: Verbrauchsseitige Flexibilitäten können so eingesetzt wer-

den, dass sie zu einer optimalen Ausnutzung des Erzeugungssystems beitragen. In einem 

zunehmend von dargebotsabhängiger EE-Erzeugung geprägten System haben verbrauchs-

seitige Flexibilitäten einen hohen Wert. Dessen Ausmaß ist einerseits abhängig von Eigen-

schaften des künftigen Erzeugungssystems vor allem hinsichtlich zeitlicher Verfügbarkeit 

des Stromangebots, was sich (in Verbindung mit dem Zeitverlauf der Stromnachfrage) in im 

Zeitverlauf mehr oder weniger stark schwankenden Strompreisen ausdrückt. Andererseits 

hängt der Wert von den Randbedingungen der jeweiligen verbrauchsseitigen Flexibilität ab. 

Entscheidend ist hier, innerhalb welches Zeitraums Leistungsbezüge um welchen Betrag ver-

ringert oder gänzlich verschoben werden können. Der Vorteil, den Oberleitungssysteme im 

Vergleich zu rein batterieelektrischen Systemen durch die prinzipbedingt größeren Flexibili-

täten hinsichtlich des zeitlichen Strombezugsprofils aufweisen, ist abhängig davon, wie hoch 

der Anteil der Fahrzeit bzw. der Ladeenergie entlang von Oberleitungsstrecken in Relation 

zu den gesamten Fahrstrecken ist.  

▪ Für das Stromnetz der allgemeinen Versorgung: Die bestehenden Flexibilitäten können so 

eingesetzt werden, dass die Höhe der über die einzelnen Netzanschlüsse bezogenen Leis-

tungen sich an der momentanen Auslastung im betroffenen Teil des Netzes orientiert. Hier-

durch kann unter Umständen ein ansonsten notwendiger Netzausbau vermieden oder in 

seinem Umfang verringert werden. Ob und in welchem Umfang die bei Oberleitungen (oder 

bei MCS mit stationärem Speicher) bestehenden Flexibilitäten tatsächlich Netzausbau 

und -kosten vermeiden bzw. reduzieren können, hängt in hohem Maße vom Einzelfall ab. 

Wesentliche Fragen hierfür sind, ob überhaupt ein Netzausbau absehbar erforderlich ist, ob 

dieser durch die Leistungsbezüge der Oberleitungs- oder MCS oder aber durch andere Trei-

ber wie z.B. die Netzintegration von Erzeugungsanlagen verursacht wird und ob der Flexibi-

litätsspielraum des Oberleitungssystems ausreichend groß ist, um tatsächlich Netzausbau 

nachhaltig zu vermeiden oder in seinem Umfang zu verringern. 

Um verbrauchsseitige Flexibilität für die in den beiden letzten Aufzählungspunkten genannten 

Ziele nutzen zu können, müssen geeignete Steuerungsinstrumente etabliert werden. Wenn die 

Steuerung durch zeitlich veränderliche Preissignale realisiert wird, d. h. durch dynamische 

Strompreise bzw. Netzentgelte, ergibt sich aus Nutzersicht der im ersten Aufzählungspunkt er-

läuterte Effekt, dass die Strombezugskosten über eine gezielte Gestaltung des zeitlichen Strom-

bezugsprofils beeinflusst werden können. Instrumente, die eine direkte Steuerung durch 
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Steuersignale vorsehen, können hingegen z. B. durch temporäre Ladeleistungsgrenzen an Lade-

punkten oder bei Oberleitungen durch Übermittlung von Leistungsgrenzen im Rahmen der für 

das Engpassmanagement ohnehin erforderlichen Kommunikation zwischen dem Betreiber des 

Oberleitungssystems und den Lkw realisiert werden. Solche Leistungsvorgaben können aller-

dings insbesondere dann, wenn sie für die Nutzer schwer vorhersehbar sind, die Akzeptanz des 

Systems beeinträchtigen und kommen daher eher für seltene Nutzungen v. a. zur Behebung 

akuter Netzengpässe in Frage. 

4 Abrechnungsmodell und Netzentgelte 

4.1 Übersicht über Kostenbereiche 

Beim Betreiber des Oberleitungssystems fallen Kosten in folgenden Bereichen an: 

▪ Kosten für die Energie (Strom) 

▪ Kosten durch Netzentgelte, die für den Anschluss an und die Nutzung des Netzes der allge-

meinen Versorgung durch den am jeweiligen Anschlussort verantwortlichen VNB erhoben 

werden 

▪ Kosten für Errichtung und Betrieb der eigenen Oberleitungsinfrastruktur, die die eigentliche 

Oberleitung, die Unterwerke und die Anschlussleitungen im Eigentum des Oberleitungsbe-

treibers umfasst 

Für den Energiebezug sind unterschiedliche Wege denkbar, die von eigener strukturierter Be-

schaffung mit direkter Teilnahme am Strommarkt bis zu einer Vollstromversorgung durch Liefe-

ranten reichen. Diese Ansätze und die mit ihnen verbunden Vor- und Nachteile sollen in dem 

vorliegenden Bericht nicht näher thematisiert werden. 

4.2 Netzentgelte 

Der Betreiber des Oberleitungssystems tritt an den Anschlusspunkten zum Netz der allgemeinen 

Versorgung als Anschlussnehmer und Netznutzer auf. Hierfür muss er folgende Entgelte an den 

am jeweiligen Anschlussort verantwortlichen VNB entrichten: 

Einen Baukostenzuschuss. Dieser wird einmalig bei Errichtung des Netzanschlusses erhoben. 

Dessen Höhe richtet sich – gemäß entsprechenden Vorgaben der Bundesnetzagentur – nach 

dem Leistungspreis (s. u.), der für Benutzungsstunden größer 2.500 h/a erhoben wird. 

Reguläre Netzentgelte. Diese werden in der Regel monatlich erhoben. Sie umfassen für leis-

tungsgemessene Verbraucher (RLM), zu denen Oberleitungsanschlüsse gehören würden, einen 

Arbeitspreis und einen Leistungspreis. Der Arbeitspreis wird auf die Summe der im Abrech-

nungszeitraum aus dem Netz der allgemeinen Versorgung bezogenen Energie in kWh erhoben, 

der Leistungspreis auf den maximalen im Jahresverlauf auftretenden Leistungsbezug (wobei je-

weils viertelstündliche Leistungsmittelwerte zugrunde gelegt werden).  

In den Fällen, in denen mehrere Netzanschlüsse in räumlicher Nähe zueinander vorhanden sind, 

wie dies bei der in Abschnitt 2.2 dargestellten Variante B der Fall ist, ist es denkbar, dass die 

Leistungsbezüge mehrerer Netzanschlüsse zusammengefasst werden dürfen („Pooling“), so 

dass nicht der maximale Leistungsbezug an jedem Anschlusspunkt, sondern der maximale zeit-

gleiche Summenwert der Bezüge an allen Netzanschlüssen zur Abrechnung des Leistungspreises 

herangezogen wird. Vorteilhaft ist dies, wenn die Zeitpunkte der maximalen Leistungsbezüge an 
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den verschiedenen Netzanschlusspunkten voneinander abweichen, so dass das zeitgleiche Sum-

menmaximum niedriger liegt als die Summe der Einzelmaxima. Ob und unter welchen Bedin-

gungen dieses Pooling tatsächlich genutzt werden kann, soll hier nicht näher thematisiert wer-

den. 

Arbeits- und Leistungspreise werden von den VNB im Internet veröffentlicht. Die Höhe der für 

den Betreiber des Oberleitungssystems relevanten Entgelte hängt von verschiedenen Aspekten 

ab: 

▪ Sie sind abhängig davon, im Versorgungsgebiet welches VNB der Netzanschuss liegt. Jeder 

VNB in Deutschland hat seine individuellen Netzentgelte. Entgelte in Gebieten mit beson-

ders hohen Preisen liegen etwa um den Faktor 2-3 über denen in Gebieten mit besonders 

günstigen Entgelten.  

▪ Sie sind abhängig von der Anschlussnetzebene. Werden die Oberleitungssysteme in der MS-

Ebene angeschlossen, so sind die Entgelte in der Regel höher als bei Direktanschlüssen in 

der HS-/MS-Umspannebene. 

▪ Sie sind abhängig von den Jahresbenutzungsstunden. Es gibt je Netzebene zwei Arbeits- und 

zwei Leistungspreise. Verbraucher mit Jahresbenutzungsstunden von weniger als 2.500 h/a 

zahlen einen höheren Leistungspreis als Verbraucher mit 2.500 h/a oder mehr. Bei den Ar-

beitspreisen verhält es sich genau umgekehrt.  

▪ Mit Blick in die Zukunft sind die Preise zudem abhängig vom Umfang des im Netz des jewei-

ligen VNB erforderlichen Netzausbaus und des damit verbundenen Netzkostenanstiegs. Da-

bei wird in den meisten Fällen der durch die Elektrifizierung des Lkw-Verkehrs ggf. entste-

hende Ausbaubedarf eine eher untergeordnete Rolle spielen. Viel relevanter sind Netzaus-

bauten, die aufgrund der erheblichen Lastanstiege durch die Elektrifizierung des Pkw-Ver-

kehrs sowie des Gebäudewärmesektors und vor allem auch durch die Netzintegration von 

EE-Anlagen erforderlich werden. Neben dem Ausmaß des Anstiegs der Netzkosten ist für die 

Entwicklung der Arbeits- und Leistungspreise auch die Entwicklung der Stromverbräuche, 

genauer der Stromentnahmen aus dem Netz der allgemeinen Versorgung, auf die Netzent-

gelte erhoben werden, relevant. (Zur Frage der künftigen Entwicklung der Netzentgelte hat 

Consentec gemeinsam mit Frontier Economics jüngst im Auftrag des BDEW eine Studie 

durchgeführt. Eine Veröffentlichung des Studienberichts hierzu ist für das erste Quartal 2025 

vorgesehen.) 

Die oben genannten Einflussfaktoren hängen von Merkmalen der Netzentgeltssystematik ab, 

die bereits seit mehreren Jahren intensiv und kontrovers diskutiert werden und im Rahmen von 

Reformüberlegungen durch die Bundesnetzagentur im Jahr 2025 überdacht werden sollen. Es 

ist daher möglich, dass sich die Strukturen und Einflussfaktoren der Netzentgelte schon relativ 

kurzfristig ändern. 

4.3 Abrechnungsmodelle 

Zur Abrechnung der drei eingangs genannten Kostenbereiche gegenüber den Nutzern der Ober-

leitungsinfrastruktur, also den Betreibern der O-Lkw-Fuhrparks, sind zwei gänzlich unterschied-

liche Modelle denkbar: 

▪ Modell ohne Durchleitung 

▪ Durchleitungsmodell 
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4.3.1 Modell ohne Durchleitung 

Bei diesem Modell tritt der Betreiber des Oberleitungssystems gegenüber dem O-Lkw als Voll-

stromlieferant auf.  

Er zahlt die vorgelagerten Netzentgelte an den VNB.  

Er muss eine strukturierte Strombeschaffung betreiben und sich um die damit verbundenen 

Pflichten der Bewirtschaftung eines eigenen Bilanzkreises kümmern. Alternativ kann er einen 

Stromliefervertrag mit einem Lieferanten abschließen. Obwohl der Betreiber des Oberleitungs-

systems bei diesem Modell monopolistischer Lieferant des Oberleitungsstroms wäre, steht er 

mit seinen Konditionen in Konkurrenz zu denen an Ladepunkten, auf die auch O-Lkw grundsätz-

lich alternativ zurückgreifen können. 

Die dabei entstehenden Gesamtkosten, also die Summe aus Kosten für die Strombeschaffung, 

die Netzentgeltzahlungen und die Kapital- und Betriebskosten für die eigene Infrastruktur, rech-

net der Betreiber des Oberleitungssystems schließlich gegenüber den Nutzern der Oberleitung 

ab. Hierfür sind verschiedene Varianten denkbar: 

▪ Pauschale, nutzungsunabhängige Gebühr 

▪ Zählwertbasierte und damit nutzungsabhängige Abrechnung 

Bei der zählwertbasierten Abrechnung sind ebenfalls verschiedene Ausgestaltungsvarianten 

denkbar. Die einfachste Form wäre ein konstanter Preis pro Kilowattstunde, der für die in 

Summe in dem jeweiligen Abrechnungszeitraum von dem jeweiligen O-Lkw aus der Oberleitung 

bezogenen Energie abgerechnet wird. Es sind aber auch zeitvariable Preise denkbar, deren Höhe 

sich z. B. an der Auslastung der Oberleitung orientieren könnte. Auf diese Weise könnte der Be-

treiber des Oberleitungssystems über Preisanreize versuchen, die zeitgleichen Leistungsbezüge 

so zu steuern, dass die Energiebedarfe gedeckt werden und gleichzeitig die benötigte Kapazität 

des Oberleitungssystems einschließlich Anbindung an das Netz der allgemeinen Versorgung 

möglichst geringgehalten wird. 

Als Grundlage für diese Abrechnungen müsste ein Vertrag zwischen dem Betreiber des Oberlei-

tungssystems und dessen Nutzern (z. B. Fuhrparkbetreibern) geschlossen werden, in dem die 

Preise für eine Vollstrombelieferung mit Übergabe an der Oberleitung geregelt werden und in 

denen die Kosten für die eigentliche Energie, die vorgelagerten Netzentgelte und die der Ober-

leitungsinfrastruktur enthalten sind. 

4.3.2 Durchleitungsmodell 

Bei diesem Modell wird der Betreiber des Oberleitungssystems zu einer Art Verteilnetzbetrei-

ber.  

Der Abrechnungspunkt zum vorgelagerten Netz wird virtuell auf die einzelnen O-Lkw oder die 

Gesamtheit aller O-Lkw je eines Fuhrparkbetreibers aufgeteilt. Hierfür ist es zwingend erforder-

lich, dass jeder einzelne O-Lkw über einen Zähler mit ausreichender zeitlicher Auflösung verfügt, 

um abgrenzen zu können, welche Strombezüge über welchen Oberleitungsabrechnungsbereich 

erfolgen. Für diese Abgrenzung muss zudem zugeordnet werden können, wann welcher O-Lkw 

in welchem Oberleitungsabrechnungsbereich gefahren ist. 

Der VNB, an dessen Netz das Oberleitungssystem angeschlossen ist, sieht nur die integrale Ent-

nahme an den Netzanschlusspunkten. Der Betreiber des Oberleitungssystems ist dagegen an-

hand der vorgenannten messtechnischen Ausstattung in der Lage, die Summenentnahmen in 

einzelne Entnahmevorgänge einzuteilen (auch viertelstundenscharf) und diese dann den 
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Bilanzkreisen der jeweiligen Lieferanten der einzelnen O-Lkw zuzuordnen. Dies ist eine Aufgabe, 

die im etablierten Marktmechanismus ein VNB übernimmt. Somit würde der Betreiber des 

Oberleitungssystems ein virtuelles Bilanzierungsgebiet (also quasi ein virtuelles VNB-Gebiet) bil-

den und gegenüber den Lieferanten und dem ÜNB (also dem Bilanzkreiskoordinator) wie ein 

regulärer VNB agieren.  

Bei diesem Modell rechnet der VNB des vorgelagerten Netzes die Netzentgelte gegenüber dem 

Betreiber des Oberleitungssystems ab, der an dieser Schnittstelle als regulärer Netznutzer 

agiert, und dieser schlüsselt die Zahlungen anschließend den einzelnen O-Lkw zu. Für die Ar-

beitspreiszahlungen ergibt sich die erforderliche Zuordnung unmittelbar aus den Bezugsmengen 

der einzelnen O-Lkw. Für die Schlüsselung der Leistungspreiszahlungen sind verschiedene Vari-

anten denkbar. Eine einfache Möglichkeit wäre, diese im Verhältnis der Arbeitsmengen den ein-

zelnen Oberleitungsnutzern in Rechnung zu stellen. Alternativ wäre denkbar, hierfür eine 

Grundgebühr vorzusehen. Dies wäre allerdings für Gelegenheitsnutzer nachteilhaft.  

(Theoretisch wäre auch denkbar, dass der VNB die Netzentgelte auf Basis der für die Bilanzie-

rung und Abrechnung der Energiemengen genutzten Einzelzeitreihen direkt von den einzelnen 

O-Lkw (oder Fuhrparkbetreiber) erhebt. Eine solche Einzelabrechnung würde bei den Arbeits-

preisen in Summe zu den gleichen Gesamtzahlungen, bei den Leistungspreisen (da auf Einzelbe-

zugsmaxima und nicht auf zeitgleiches Summenmaximum bezogen) allerdings zu erheblich hö-

heren Zahlungen führen, was nicht im Sinne der Oberleitungsnutzer sein kann. Zudem wäre eine 

solche Einzelabrechnung deutlich komplexer, da auch der VNB mit jedem einzelnen O-Lkw (oder 

Fuhrparkbetreiber) ein Vertragsverhältnis eingehen müsste.) 

Die Beschaffung des Stroms, den die O-Lkw aus der Oberleitung beziehen, wäre in diesem Mo-

dell vom Grundsatz her nicht Aufgabe des Oberleitungssystem-Betreibers. Vielmehr würden die 

O-Lkw bzw. deren Fuhrparkbetreiber eigenständig Stromlieferverträge mit von ihnen frei zu 

wählenden Lieferanten abschließen.  

Gleichwohl wäre vorstellbar, dass es den Oberleitungsnutzern freigestellt wird, ob sie ihren ei-

genen Lieferanten „mitbringen“ oder eine Belieferung durch den Betreiber des Oberleitungssys-

tems wünschen. Dieser würde dann als eine Art Grundversorger auftreten und in dieser Rolle 

nicht nur die im Oberleitungssystem entstehende Verlustenergie, sondern auch die Strommen-

gen derjenigen Oberleitungsnutzer beschaffen, die über keinen separaten Stromliefervertrag 

verfügen. Eine solche Grundversorger-Funktion durch den Betreiber der Oberleitungssystems 

wird in der Praxis vermutlich ohnehin sinnvoll sein, um denjenigen O-Lkw, die – aus welchen 

Gründen auch immer – keinen eigenen Lieferanten „mitbringen“, dennoch die Möglichkeit zu 

geben, die Oberleitung zu nutzen. 

Im Oberleitungssystem (Fahrdraht, Unterwerke, Anschlussleitungen) entstehen Verluste. Die zu 

deren Deckung erforderlichen Strombezüge drücken sich in Differenzen zwischen den Messwer-

ten am Anschlusspunkt zum Netz der allgemeinen Versorgung und den (Summen der) Zählwerte 

der O-Lkw aus und müssen vom Betreiber des Oberleitungssystems beschafft werden. Die dabei 

entstehen Kosten kann dieser gemeinsam mit den Kapital- und sonstigen Betriebskosten für 

seine eigene Infrastruktur gegenüber den Nutzern der Oberleitung abrechnen.  

Als Grundlage für diese Abrechnungen müsste ein Vertrag zwischen dem Betreiber des Oberlei-

tungssystems und den Nutzern der Oberleitungsinfrastruktur (z. B. Fuhrparkbetreibern) ge-

schlossen werden, in dem die Preise für die Nutzung der Oberleitungsinfrastruktur einschließlich 

der Konditionen für die Verrechnung der vorgelagerten Netzentgelte geregelt werden. Auch 

hierfür wären sowohl konstante als auch zeitvariable Preisgestaltungen, die sich an der Auslas-

tung des Oberleitungssystems orientieren, denkbar. Ergänzend müssten die Konditionen für die 
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Abrechnung der Energiebezüge geregelt werden, wenn den Oberleitungsnutzern grundsätzlich 

freigestellt werden soll, ob sie ihren eigenen Lieferanten „mitbringen“ oder auf eine etwaige 

Grundversorgung des Oberleitungssystem-Betreibers zurückgreifen möchten. 

4.4 Organisation der Stromlieferung im Bahnstromsystem 

Ein Oberleitungssystem für O-Lkw weist grundsätzlich Parallelen zum Bahnstromversorgungs-

system der DB Energie GmbH auf, da auch in diesem elektrische Fahrzeuge Traktionsstrom aus 

einer eigenständigen Infrastruktur entnehmen, die mit dem System der öffentlichen Stromver-

sorgung gekoppelt ist. Eine weitere Parallele besteht darin, dass die einzelnen Fahrzeuge von 

unterschiedlichen Unternehmen (im Fall des Bahnverkehrs Eisenbahnverkehrsunternehmen, 

EiVU) betrieben werden, die jeweils für ihren eigenen Stromverbrauch wirtschaftlich verant-

wortlich sind. Daher wird nachfolgend skizziert, wie die Stromversorgung der EiVU im System 

der DB Energie organisiert ist. Diese Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf Traktions-

strom, der in Deutschland auf der Technik des 2-Phasen-Wechselstroms mit Nennfrequenz 

16,7 Hz beruht (in Abgrenzung zum 3-Phasen-Drehstrom mit Frequenz 50 Hz in der öffentlichen 

Stromversorgung). Neben der Bereitstellung von Bahnstrom für EiVU und andere Anlagen (z. B. 

Zugvorheizanlagen und Weichenheizungen) beliefert DB Energie auch Abnehmer im Bereich der 

öffentlichen Stromversorgung wie z. B. Bahnhofsanlagen; dieser Tätigkeitsbereich wird im Wei-

teren nicht betrachtet. 

Im Bahnstromversorgungssystem kamen bzw. kommen beide der in Abschnitt 4.3 vorgestellten 

Abrechnungsmodelle zur Anwendung: Bevor die Öffnung des Strommarkts auch in diesem Sek-

tor umgesetzt wurde, war DB Energie als (monopolistischer) Vollstromversorger für die EiVU 

aufgetreten und hatte dabei die Verantwortung sowohl für die Strombeschaffung als auch für 

den Betrieb des Bahnstromnetzes übernommen. Die Preise der Stromlieferung durch DB Energie 

hatten somit beide Wertschöpfungsstufen abgedeckt. Inzwischen ist jedoch seit vielen Jahren 

der Markt für Bahnstrom in der Weise geöffnet, dass EiVU ihren Lieferanten frei wählen können. 

Als Lieferanten treten neben DB Energie auch Akteure auf, die ansonsten im System der öffent-

lichen Stromversorgung tätig sind. Die Durchleitung von Lieferungen dieser Lieferanten durch 

das Bahnstromnetz der DB Energie hin zu den Triebfahrzeugen der EiVU erfolgt grundsätzlich 

entsprechend dem in Abschnitt 4.3.2 skizzierten Durchleitungsmodell. Dieses war anfangs in 

Form eines Beistellungsmodells organisiert, bei dem DB Energie weiterhin faktisch als Lieferant 

aufgetreten ist, den durchgeleiteten Strom aber zu den Konditionen des von einem EiVU beauf-

tragten Lieferanten von diesem übernommen und geliefert hat. Mittlerweile hat DB Energie je-

doch ein eigenes Bilanzkreissystem für Bahnstrom etabliert und agiert als ein Verteilnetzbetrei-

ber mit einem autonom geregelten Verteilnetz (aufgrund des Frequenzunterschieds zwischen 

öffentlicher Versorgung und Bahnstromsystem). Die Abrechnung von Stromlieferungen und 

Netzentgelten ist hierbei wie folgt organisiert: 

▪ Lieferanten, die ansonsten in der öffentlichen Versorgung aktiv sind, betreiben Bilanzkreise 

im Bahnstromsystem und können hierüber zu ihren eigenen Konditionen EiVU beliefern. 

▪ Da das Bahnstromnetz eine Art eigene Regelzone darstellt, tritt DB Energie als Bilanzkoordi-

nator für das dortige Bilanzkreissystem auf. Lieferanten müssen Fahrpläne für ihre Lieferun-

gen an DB Energie übermitteln und für Ausgleichsenergie aufkommen, die DB Energie ein-

setzt, um Differenzen zwischen Fahrplänen und den tatsächlichen Abnahmezeitreihen der 

jeweils belieferten Kollektive von Triebfahrzeugen zu decken. Für die Ermittlung und Ab-

rechnung von Ausgleichsenergiepreisen an die Lieferanten ist DB Energie zuständig. 
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Lieferanten müssen ihre Kosten durch Ausgleichsenergieinanspruchnahme bei der Kalkula-

tion ihrer Angebotspreise berücksichtigen. 

▪ Die EiVU werden durch die Zählernummern ihrer Triebfahrzeuge identifiziert. Die Triebfahr-

zeuge verfügen im Normalfall über Zähler, die viertelstündliche Lastgänge aufnehmen. DB 

Energie ordnet die Zählwerte den Bilanzkreisen zu, bildet entsprechende Summenlastgänge 

und übermittelt diese den Lieferanten für deren Abrechnung gegenüber den EiVU. (Es ist 

technisch nicht möglich, auszuschließen, dass auch Fahrzeuge ohne Zähler oder mit defek-

ten Zählern Bahnstrom entnehmen. DB Energie kann hier nur im Zusammenspiel mit der 

Organisationseinheit der DB, die die Schienennutzung administriert, versuchen, Miss-

brauchsfälle zu identifizieren und aufzuklären.) 

▪ Bei der Zuordnung der Zähler zu den EiVU wird ein hohes Maß an Flexibilität gewährt, weil 

es im Bahnverkehr üblich ist, Triebfahrzeuge untereinander bedarfsweise zu tauschen, oft 

auch sehr kurzfristig. Daher werden bei der Abrechnung „virtuelle Entnahmestellen“ als Zwi-

schenebene vorgesehen. Die Zähler der Triebfahrzeuge, die die „technischen Entnahmestel-

len“ darstellen, werden zwar standardmäßig entsprechend der regulären Verantwortung 

der EiVU für ihre Fahrzeuge den EiVU und damit den Bilanzkreisen zugeordnet, können aber 

auf Basis von Informationen, die die EiVU im Fall von Triebfahrzeugtauschen kurzfristig oder 

sogar kurz nach dem Lieferzeitpunkt bereitzustellen haben, vorübergehend anderen EiVU 

zugeordnet werden. 

▪ Die Netzentgelte für die Nutzung des Bahnstromnetzes rechnet DB Energie auf Basis der 

ermittelten Summenlastgänge selbst oder über die Lieferanten an die EiVU ab. Insoweit tritt 

DB Energie wie ein regulärer Verteilnetzbetreiber auf. 


